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Text 

Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis 

§ 3. (1) Den Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis obliegt für ihren Amtsbereich 
unbeschadet der Bestimmungen der §§ 4 bis 14 die Erhebung der Abgaben, soweit diese nicht anderen 
Behörden durch Abgabenvorschriften übertragen ist, und die Handhabung der Vorschriften des 
Glücksspielmonopols, soweit diese den Abgabenbehörden des Bundes erster Instanz durch Gesetz 
übertragen sind. 

(2) Gebührenanzeigen (§ 31 des Gebührengesetzes 1957, BGBl. Nr. 267), Anzeigen der 
Schenkungen unter Lebenden (§ 22 des Erbschafts- und Schenkungssteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 141), 
Abgabenerklärungen gemäß § 18 des Grunderwerbsteuergesetzes 1955, BGBl. Nr. 140, können außer bei 
dem gemäß §§ 7 und 9 sachlich und auf Grund der Bestimmungen der Bundesabgabenordnung, BGBl. 
Nr. 194/1961, örtlich zuständigen Finanzamt auch bei Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis, 
innerhalb des Amtsbereiches des zuständigen Finanzamtes, eingebracht werden. Diese Finanzämter haben 
auch die Bestätigung von Gleichschriften gemäß § 25 Abs. 2 des Gebührengesetzes 1957 vorzunehmen. 
Dies gilt nicht für Finanzämter, die in einer Gemeinde ihren Sitz haben, in der sich ein Finanzamt für 
Gebühren und Verkehrsteuern befindet. 

(3) Der Bundesminister für Finanzen hat mit Verordnung den Sitz (die Sitze) und den Amtsbereich 
der Finanzämter mit allgemeinem Aufgabenkreis in organisatorisch zweckmäßiger, einer einfachen und 
Kosten sparenden Vollziehung, wie auch den Bedürfnissen einer bürgernahen Verwaltung dienenden 
Weise nach regionalen Gesichtspunkten festzulegen. Zweckmäßige Regionalisierungen sind anzustreben. 
Eine darüber hinausgehende Zentralisierung ist zu vermeiden. 
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(4) Den Finanzämtern mit allgemeinem Aufgabenkreis obliegen in ihrem Amtsbereich allgemeine 
Aufsichtsmaßnahmen (§§ 143 und 144 BAO) sowie Ersuchen um Beistand (§§ 158 f BAO) zur 
Gewinnung von für die Erhebung von Abgaben maßgebenden Daten auch dann, wenn die Verwertung 
dieser Daten nicht in den eigenen Amtsbereich fällt. Dies gilt sinngemäß auch für Finanzämter mit 
besonderem oder erweitertem Aufgabenkreis. 

(5) Die Gesamtleitung des Finanzamtes erfolgt durch den Vorstand, dem insbesondere die 
organisatorische, personelle, wirtschaftliche und finanzielle Leitung des Finanzamtes obliegt und dem für 
die fachliche Leitung des Finanzamtes ein Fachvorstand zur Seite gestellt werden kann. 
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